
Das Berufsbildungssystem für Jugendliche
in Frankreich besteht heute zum großen Teil
aus Ausbildungsgängen, die in staatlichen
Schulen angeboten werden. Fast die Hälf-
te aller französischen Jugendlichen treten
nach dem collège (Sekundarbereich I, Anm.
d. Ü.), also nach Absolvierung der Schul-
pflicht, in eine Berufsoberschule (lycée pro-
fessionnel) oder die technologischen Zü-
ge der Oberschulen über: Eine Million Ju-
gendliche besuchen die eben genannten
Einrichtungen oder Züge, eine weitere Mil-
lion die allgemein bildenden Züge der Ober-
schulen. Der Anteil der gleichaltrigen Ju-
gendlichen, die eine betriebliche Lehre ab-
solvieren, nimmt sich dagegen mit rund
300 000 gering aus. Diese Vorrangstellung
der schulischen Berufsbildung ist eine der
Eigentümlichkeiten der französischen Ge-
sellschaft. Sie verweist ganz direkt auf die
entscheidende Rolle, die das Schulsystem
für die Herausbildung der nationalen Iden-
tität insbesondere seit Gründung der 3. Re-
publik spielte und immer noch spielt. Gleich-
wohl zeigt die gegenwärtig objektiv unter-
geordnete Stellung, die das technologisch-
fachliche und berufsbildende Schulwesen
innerhalb des Sekundarbereichs einnimmt,
dass ihre Integration in das Schulsystem
nicht durch die gleichen gesellschaftli-
chen Mechanismen bedingt wurde, die der
Primarschule und der allgemein bilden-
den Sekundarschule ihre so zentrale Be-
deutung verliehen haben. 

Dieser Beitrag will daher die besonderen
Mechanismen aufzeigen, die vor allem seit
Ende des 19. Jahrhunderts dazu geführt ha-

ben, dass ein so wichtiger Teil der beruf-
lichen Erstausbildungswege in das Schul-
system integriert wurde. Der erste Teil des
Beitrags erläutert, wie sich auf der Grund-
lage der Beziehungen, die Ende des 19.
Jahrhunderts zwischen dem Staat und ei-
nem Teil der Arbeitgeberschaft geknüpft
wurden, das technologisch-fachliche und
später das berufsbildende Schulwesen ent-
wickelt hat, welches bis Ende der fünfziger
Jahre einen sozialen Aufstiegsweg für Kin-
der aus der einfachen Bevölkerung bot. Der
zweite Teil untersucht, welche Auswirkun-
gen die großen Reformen des Bildungssy-
stems und der wirtschaftliche Wandel seit
den sechziger Jahren auf die Stellung des
technologisch-fachlichen und berufsbil-
denden Schulwesen innerhalb des Bil-
dungssystems hatten. 

Von der Französischen Revolution zu
den „Trente glorieuses“ (1): die
allmähliche Entwicklung eines
staatlichen technisch-fachlichen und
berufsbildenden Schulwesens

Man kann davon ausgehen, dass die Ge-
schichte der gegenwärtigen Struktur der be-
ruflichen Bildung für Jugendliche in Frank-
reich mit der Abschaffung der Zünfte im Jah-
re 1791 beginnt (Charlot, Figeat, 1985).
Die Auflösung des traditionellen Organisa-
tionsrahmens der Lehre bewirkte das, was
man das gesamte 19. Jahrhundert hindurch
und bis zum Ersten Weltkrieg als „Krise der
Lehre“ bezeichnete. Hinter diesem Schlag-
wort verbargen sich aber letztlich drei ver-
schiedene Phänomene:
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In Frankreich wird die berufli-
che Erstausbildung heute über-
wiegend im Rahmen des Schul-
systems, in den Berufsoberschulen
oder den technologischen Zügen
der Oberschulen vermittelt. Die-
se Besonderheit ist das Ergebnis
bestimmter historischer Um-
stände, die Ende des 19. Jahr-
hunderts aus der Schulpolitik der
3. Republik und des gleichzeitig
entstehenden Ausbildungsbedarfs
der Maschinenbau- und Elektro-
industrie resultierten. Seit den
sechziger Jahren ist das damals
geschaffene Ausbildungssystem
einem Deklassierungsprozess un-
terworfen, denn es wurde immer
häufiger zum Auffangbecken für
Schüler, die in der allgemein bil-
denden Sekundarschule ge-
scheitert waren. Die Arbeitgeber
wiederum, die angesichts eines
Mangels an qualifizierten Ar-
beitskräften ursprünglich die
staatlichen Bemühungen unter-
stützt hatten, versuchten nun vor
dem Hintergrund eines Überan-
gebots an Arbeitskräften und im
Bemühen um mehr Flexibilität
die Kontrolle über die berufliche
Ausbildung zurückzuerlangen.
Die Zukunft dieser Ausbildungs-
gänge ist daher ungewiss, und es
entwickeln sich nach und nach
neue Formen der Zusammenar-
beit zwischen den Unternehmen
und den Einrichtungen des tech-
nisch-fachlichen Schulwesens.

(1) Nach dem Werk „Les trente glo-
rieuses ou la révolution invisible“
(1979) des Soziologen und Wirt-
schaftswissenschaftlers Jean Fou-
rastié. Mit „Trente glorieuses“ be-
zeichnete Fourastié die Nach-
kriegsperiode von 1945-1975 in Frank-
reich, die von raschem und konti-
nuierlichem Wirtschaftswachstum
gekennzeichnet war (Anm. d. Ü.).

Die Integration der
beruflichen Bildung
Jugendlicher in das
französische 
Schulsystem: der Staat
im Dienste der 
Unternehmen 



❑ Dies war zum Ersten der Niedergang der
traditionellen Lehre in den Handwerksbe-
rufen, die mit dem Niedergang dieser Be-
rufe einherging - eine Thematik, die auch
heute noch aktuell ist: Diejenigen Berufe, in
denen die traditionelle Struktur der Lehre
erhalten geblieben ist wie Nahrungsmittel-
produktion, Hotel- und Gaststättengewerbe
und teilweise das Baugewerbe beklagen
nach wie vor einen Lehrlingsmangel.

❑ Zweitens bezeichnete der Begriff „Krise
der Lehre“ die Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen von Jugendlichen und
manchmal auch Kindern, die in den ar-
beitsintensiven Industrien, vor allem der Tex-
tilindustrie und dem Bergbau, ausgebeutet
wurden.

❑ Schließlich verwies das Schlagwort von
der „Krise der Lehre“ noch auf ein ständig
wiederkehrendes Arbeitsmarktproblem: den
Mangel an Facharbeitern in den modernsten
Industrien, das heißt, überwiegend in der
Maschinenbau- und ab Ende des 19. Jahr-
hunderts in der Elektroindustrie. 

Diese beiden letzten Aspekte, die Ausbeu-
tung von Kindern und der Mangel an Fach-
arbeitern in den modernen Industrien, stan-
den bei den politischen und wirtschaftlichen
Eliten während des gesamten 19. Jahrhun-
derts im Brennpunkt des Interesses. 

Sie gingen die Problematik auf zweierlei Wei-
se an: zum einen durch die Förderung des
Primarunterrichts, um die Kinder zu bilden
und zu schützen, und zum anderen durch
die Einrichtung von technischen Fachschu-
len oder Abendkursen. Bis Ende der sieb-
ziger Jahre des 19. Jahrhunderts unterschied
sich Frankreich in diesem Bereich kaum von
den anderen großen Industrienationen. Ein
Großteil der von privater Seite oder von phi-
lanthropischen Vereinigungen veranstalte-
ten Abendkurse sowie die Betriebsschulen
(wie die der Fabriken von Schneider oder
De Wendel), städtischen Schulen (u.a. Pa-
ris, Le Havre, Lyon, Nantes) oder von Be-
rufsverbänden finanzierten Schulen (Be-
sançon) boten technische Fachausbil-
dungsgänge von unterschiedlichstem Niveau
an - ebenso wie in den meisten anderen In-
dustrieländern jener Zeit. Anlässlich der Welt-
ausstellungen insbesondere gegen Ende des
19. Jahrhunderts fanden internationale Ta-
gungen über die technische Fachschulaus-
bildung statt, anhand derer die vergleichs-
weise ähnliche Ausrichtung der diesbezüg-

lichen Initiativen in Deutschland, Großbri-
tannien, Belgien, Russland und sogar Süda-
merika erkennbar wird. Eine der Gemein-
samkeiten all dieser Initiativen war die ge-
ringe staatliche Beteiligung und die ent-
scheidende Bedeutung privater oder kom-
munaler Bemühungen. 

Zwei Ereignisse sollten den Status der be-
ruflichen Bildung für Jugendliche in Frank-
reich ab dem letzten Viertel des 19. Jahr-
hunderts jedoch dauerhaft verändern. 

Das erste Ereignis war die Übernahme der
Regierungsverantwortung durch die Repu-
blikaner im Jahre 1879. In dem Bestreben,
das anfänglich noch instabile System zu festi-
gen, nutzten sie die Schulpflicht, um die jun-
gen Franzosen im Geiste der Werte der Drit-
ten Republik zu erziehen und den Einfluss
der katholischen Kirche auf die Grundschu-
le zurückzudrängen. Dabei ergab sich für die
Republikaner jedoch ein Problem: die Kon-
trolle über die Jugendlichen aus der einfa-
chen Bevölkerung, und hier insbesondere
über die Jungen ab dem Alter von drei-
zehn Jahren (ab dem Ende der Schulpflicht)
bis zum Alter von achtzehn Jahren (wenn sie
zum Militärdienst eingezogen wurden) so-
wie über die Mädchen bis zu ihrer Verhei-
ratung. Das Problem der Jugendgewalt,
das wahrlich nicht neu ist, bereitete zu Be-
ginn des Jahrhunderts mehreren aufeinan-
der folgenden Regierungen Sorge: Sie fürch-
teten ein Abgleiten der Jugendlichen in die
Kriminalität, aber auch den Einfluss revolu-
tionärer Bewegungen. Die berufliche Erst-
ausbildung erschien daher als eines der Mit-
tel zur Disziplinierung der Jugend aus der
einfachen Bevölkerung, wobei gleichzeitig
den Bedürfnissen von Industrie und Handel
Rechnung getragen werden konnte. 

Dem Projekt sollte folglich von einem Teil
der Arbeitgeberschaft höchste Dringlichkeit
eingeräumt werden, und zwar von den mo-
dernsten Unternehmen vor allem aus der
Maschinenbau- und Elektroindustrie sowie
von einigen Handelsunternehmen. Diese
Branchen waren damals aufgrund der Ent-
wicklung von Benzin- und Elektromotoren
und deren Bedeutung für Automobilindu-
strie, Luft- und Seefahrt sowie die Eisenbahn
in voller Expansion begriffen. Sie benötig-
ten Fachkräfte in Bereichen, die neue und
seltene Qualifikationen verlangten. Zudem
handelte es sich um strategisch wichtige Sek-
toren, weil sie im Vorfeld des Ersten Welt-
krieges die Streitkräfte ausrüsteten. 
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Ein Teil der republikanischen politischen Eli-
ten und der Arbeitgeberschaft schlossen sich
demnach zusammen und bildeten etwas, das
englische Historiker, die diese Frage unter-
suchten, als Lobby (2) bezeichneten; sie wur-
de offiziell vertreten durch einen 1902 ge-
gründeten Verband, den Französischen Ver-
band für die Entwicklung der technischen
Ausbildung (Association Française pour le
Développement de l'Enseignement Techni-
que, AFDET) (3). Diese Lobby sollte sich für
die Umsetzung einer Berufsbildungspolitik
einsetzen, die zwei Ziele verfolgte (Pelpel,
Troger, 2001). Dabei ging es zum einen um
die Entwicklung eines staatlichen technisch-
fachlichen Bildungswesens, das den sehr
speziellen, aber äußerst wichtigen Bedarf an
Ausbildung für hoch qualifizierte Fachkräf-
te deckte: die Techniker, die in der Unter-
nehmenshierarchie eine Mittlerposition zwi-
schen Geschäftsführung bzw. Forschungs-
abteilungen und Werkshalle einnahmen und
die technischen Entwicklungen in die Pra-
xis umsetzten. Zum anderen bemühte sich
die Lobby um die Einführung von Rege-
lungen, die wirtschaftsliberale Grundsätze
unangetastet ließen, aber dennoch bindend
genug waren, um den Unternehmen Anrei-
ze zu gemeinsamen Ausbildungsanstren-
gungen zu liefern und zu vermeiden, dass
diejenigen, die die Kosten der Lehrlings-
ausbildung auf sich nahmen, gegenüber je-
nen Nachteile erlitten, die dazu nicht bereit
waren. 

Das erste Ziel wurde erfolgreich verwirk-
licht. Zwischen 1887 und 1938 wurden
mehrere Dutzend technische Fachschulen
gegründet, die gemeinsam von Staat und
Gebietskörperschaften finanziert und am
Vorabend des Zweiten Weltkrieges von fast
90 000 Schülern besucht wurden, was nur
knapp unter den Schülerzahlen in den Ober-
schulen lag. Diese technischen Fachschulen
wählten unter den besten Grundschülern
diejenigen aus, die aufgrund ihrer sozialen
Herkunft eher kurze Ausbildungswege be-
vorzugten, welche rasch auf eine stabile Be-
rufslaufbahn hinführten. Sie bildeten hoch
qualifizierte Arbeiter für Industrieunterneh-
men aus, die sehr schnell zu Werkmeistern
oder Technikern aufstiegen, die besten
unter ihnen sogar zu Ingenieuren (Legoux,
1972).

Die Verwirklichung des zweiten Ziels erwies
sich jedoch als problematischer. 1919 wur-
de ein berufsqualifizierender Abschluss ein-
geführt, das Berufsbefähigungszeugnis (Cer-

tificat d'Aptitude Professionnelle, CAP) (Brucy,
1998). Im darauf folgenden Jahr schrieb ein
Gesetz, das zudem eine Neuorganisation der
technischen Fachschulen vorsah (das Loi
Astier (4)), obligatorische theoretische Aus-
bildungskurse für Lehrlinge fest. Ab 1925
hatten Unternehmen, die keine Lehrlinge
ausbildeten, eine Ausbildungsabgabe (5) zu
entrichten. All diese Maßnahmen orientier-
ten sich direkt am deutschen Vorbild. So
pries Edmond Labbé, der Generaldirektor
für das technisch-fachliche Bildungswe-
sen, 1926 die Verdienste der deutschen Ar-
beitgeber, die „mit großem finanziellem Auf-
wand das Lehrpersonal für ihre beruflichen
Bildungsgänge“ (6) ausbildeten. Diese Poli-
tik konnte die Konkurrenz der Unterneh-
men auf dem Arbeitsmarkt für Fachkräfte
aber nicht wirksam regeln. Einige Unter-
nehmen der Maschinenbau- und Elektroin-
dustrie eröffneten zwar technische Fach-
schulen - insbesondere in der Luftfahrt- (Bré-
guet, Gnôme und Rhône) oder der Auto-
mobilindustrie (Peugeot, Panhard) - , doch
blieben solche Firmen in der Minderzahl. 

Vor diesem Hintergrund entstand ein zwei-
ter Typ von berufsbildenden Schulen, die
heutigen Berufsoberschulen (lycées profes-
sionnels), in denen keine Techniker oder
Werkmeister, sondern Arbeiter und Ange-
stellte ausgebildet werden sollten. Während
des Zweiten Weltkriegs richtete die Vichy-
Regierung Berufsausbildungszentren ein, um
die arbeitslosen Jugendlichen aus der ein-
fachen Bevölkerung unter Aufsicht zu hal-
ten und sie im Sinne der Ideologie Pétains
zu beeinflussen. 1944 wurden diese Zentren
von der neuen Regierung übernommen (Pel-
pel, Troger, 2001). Zu dieser Zeit kam es zu
einer neuen, noch expliziteren Übereinkunft
zwischen dem Staat und einem Teil der
Arbeitgeber. Damals herrschte ein gravie-
render Arbeitskräftemangel, da die in der er-
sten Hälfte des Jahrhunderts geborenen
schwachen Jahrgänge das erwerbsfähige Al-
ter erreichten. Zudem erforderte der not-
wendige Wiederaufbau des Landes, das durch
Bombardierungen große Zerstörungen er-
litten hatte, eine Ausbildungsanstrengung,
die das Leistungsvermögen der Unterneh-
men überstieg (7). Bezeichnenderweise hat-
ten in den fünfziger Jahren die führenden
Persönlichkeiten einer der mächtigsten Ar-
beitgeberverbände, der Union der Metall-
und Bergbauindustrie (Union des Industries
Métallurgiques et Minières, UIMM) die Schlüs-
selpositionen an der Spitze der AFDET in-
ne. Sie unterstützten somit die Entwicklung
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(2) Diese Lobby wurde insbesonde-
re von den beiden englischen Hi-
storikern R.Fox und G.Weisz in ei-
nem Beitrag mit dem Titel „The or-
ganization of science and techno-
logy in France, 1908-1914“ ausführ-
lich beschrieben (Cambridge Uni-
versity Press, 1980).

(3) Der Verband existiert noch heu-
te, verfügt aber nur noch über sehr
geringen Einfluss. 

(4) Benannt nach dem Abgeordne-
ten Placide Astier, der das Gesetz
eingebracht hatte. Astier, ein Apo-
theker, der aus einfachen Verhält-
nissen stammte, wollte die berufli-
che Bildung des Volkes fördern. 

(5) Diese Abgabe, die sich prozen-
tual aus der Lohn- und Gehaltssumme
jedes Unternehmens errechnet, ist
auch heute noch abzuführen und
stellt für viele berufliche oder tech-
nisch-fachliche Bildungseinrichtun-
gen eine wichtige Finanzierungs-
quelle dar. 

(6) Siehe im Literaturverzeichnis Pel-
pel und Troger (2002).

(7) Es gilt hier auch auf den Einfluss
des sozialistischen und keynesia-
nischen Gedankenguts auf die führen-
den Persönlichkeiten jener Zeit zu
verweisen sowie auf die Erneuerung
des Personals an der Spitze von Po-
litik und Unternehmen, die sich zu
Gunsten der Integration der beruf-
lichen Bildung in das Schulwesen
auswirkten.



eines zwei Ebenen umfassenden staatlichen
technisch-fachlichen Schulwesens: die tech-
nischen Fachschulen, das spätere technolo-
gisch-fachliche Schulwesen, für die Techni-
ker und die Vorbereitung auf die Inge-
nieursschulen (écoles d'ingénieurs des Arts
et Métiers) und das berufsbildende Schul-
wesen(8) für Arbeiter und Angestellte. Be-
trug die Anzahl der Schüler im berufsbil-
denden Schulwesen 1944 rund 50 000, so
stieg sie bis 1960 auf 200 000, während gleich-
zeitig die Schülerzahlen in den technischen
Fachschulen von 90 000 auf 140 000 stiegen.

Ab 1944 existierten in Frankreich also ne-
beneinander zwei Kategorien von staatli-
chen technischen Fachschulen, von denen
die eine mittlere Führungskräfte für die Un-
ternehmen ausbildete, die andere hingegen
Arbeiter und Angestellte. 

Bis in die sechziger Jahre hinein erwies sich
dieses System als sehr leistungsfähig. Es stell-
te den Unternehmen Arbeiter, Angestellte
und mittlere Führungskräfte zur Verfügung,
die nach dem Schulabgang unmittelbar ein-
satzfähig waren. Die Finanzierung und Or-
ganisation der entsprechenden Ausbil-
dungsmaßnahmen blieb den Betrieben da-
mit erspart. Für die Schüler bot dieses Sy-
stem eine rasche Zugangsmöglichkeit zu auf
dem Arbeitsmarkt anerkannten Qualifika-
tionen, und dies zu einer Zeit, in der der an
die Pflichtschule anschließende Schulbesuch
noch wenig verbreitet war: Ein Historiker
bezeichnete das damalige berufsbildende
Schulwesen als „letzte Rettung für die Ar-
beiterklasse“(9). Die Absolventen des tech-
nisch-fachlichen und des berufsbildenden
Schulwesens hatten auf dem Arbeitsmarkt
nur wenig Konkurrenz durch Inhaber an-
derer Abschlüsse, weshalb diese Bildungs-
gänge in der einfachen Bevölkerung sehr
geschätzt wurden.

Die Entwertung der technisch-
fachlichen und beruflichen
Bildungsgänge 

1959 leitete General De Gaulle nach seiner
Rückkehr an die Macht eine Politik zur Mo-
dernisierung Frankreichs ein. Im Bildungs-
bereich beinhaltete diese Politik Investitio-
nen in das Humankapital und damit eine Er-
höhung der Schulbesuchsquote. Eine Reihe
von Reformen, die zwischen 1959 und 1975
durchgeführt wurden, dienten zwei Zielen.
Zum einen sollte die endgültige Orientie-
rung der Schüler durch eine Verlängerung

der für alle geltenden Pflichtschulzeit hin-
ausgezögert werden. Das „collège unique“
(der einheitliche Sekundarbereich I für alle
Schüler, Anm. d. Ü.) und die Verlängerung
der Schulpflicht bis zum Alter von 16 Jah-
ren waren die wichtigsten Instrumente zur
Verwirklichung dieses Ziels. Zum anderen
sollten die naturwissenschaftlichen und tech-
nischen Bildungsgänge ausgebaut werden.
Das Abitur mit naturwissenschaftlichem
Schwerpunkt wurde zum renommiertesten
Abschluss des Sekundarbereichs, die Zahl
der Ingenieurschulen wurde erhöht und die
technisch-fachlichen und beruflichen Bil-
dungsgänge wurden weiterentwickelt. 

Zunächst wirkten sich diese Reformen po-
sitiv auf das technisch-fachliche und be-
rufsbildende Schulwesen aus, da es zu-
nehmend an Bedeutung gewann und heu-
te von der Hälfte aller Oberschüler besucht
wird. Zwischen 1960 und 1990 vervierfach-
te sich die Zahl der Schüler im berufsbil-
denden Schulwesen; im technologisch-fach-
lichen Schulwesen verdoppelte sie sich. Sehr
bald allerdings sollten diese Bildungsgänge
das Opfer bestimmter nachteiliger Entwick-
lungen werden, durch die sie bald zu Bil-
dungswegen „zweiter Klasse“ abstiegen. 

Dies war zunächst die demografische Ent-
wicklung. So erreichte die „Baby-Boom“-Ge-
neration zu der Zeit das erwerbsfähige Al-
ter, als die geburtenschwachen Jahrgänge
aus dem Arbeitsleben ausschieden. Dadurch
wurde die berufliche Eingliederung Ju-
gendlicher seit Ende der sechziger Jahre au-
tomatisch erschwert, denn ihre Zahl war bei
ihrem Eintritt in den Arbeitsmarkt erheblich
höher als die Zahl der durch Verrentung frei
werdenden Arbeitsplätze. Das verlangsam-
te Wirtschaftswachstum nach den Ölkrisen
von 1973 und 1975 sollte das Problem noch
beträchtlich verschärfen: Zur relativ gerin-
gen Zahl der Verrentungen kam noch die
Arbeitslosigkeit, wodurch sich die berufli-
che Eingliederung der Jugendlichen äußerst
schwierig gestaltete. 

Gleichzeitig setzte jedoch auch innerhalb
des Schulsystems eine Entwicklung ein, die
negative Auswirkungen auf das technisch-
fachliche und berufsbildende Schulwesen
hatte. So versorgten die wachsende Zahl von
Ingenieursschulen und Wirtschaftsakademi-
en sowie der universitären Fachinstitute und
Fachhochschulen die Unternehmen und die
öffentliche Verwaltung immer häufiger di-
rekt mit den benötigten mittleren und höhe-
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(8) Die Einrichtungen des berufsbil-
denden Schulwesens wurden da-
mals als „Lehrlingsausbildungszen-
tren“ bezeichnet, obwohl es sich um
Vollzeitschulen handelte. 

(9) Gérard Noiriel, „Les ouvriers dans
la société française“, Le Point Seuil,
1986



ren Führungskräften. Die Effizienz dieses
Systems erwies sich jedoch als nachteilig für
die Absolventen des technisch-fachlichen
und insbesondere des berufsbildenden Schul-
wesens, denn sie erschwerte Arbeitern und
qualifizierten Angestellten zunehmend den
Zugang zu höheren Positionen über den
Weg der internen Beförderung(10). Mittlere
und gehobene Positionen werden heute im-
mer häufiger mit frisch gebackenen Absol-
venten von Ingenieursschulen und Wirt-
schaftsakademien sowie der Universitäten
besetzt. In Verbindung mit den demografi-
schen Effekten hat diese Entwicklung da-
zu geführt, dass die innerbetrieblichen Auf-
stiegswege in den Unternehmen weit ge-
hend blockiert werden: Hier entsteht in ge-
wisser Weise eine Konkurrenz zwischen ei-
nem innerbetrieblichen Arbeitsmarkt (der
Beförderung) und einem außerbetrieblichen
Arbeitsmarkt (der Einstellung von Absol-
venten tertiärer Bildungsgänge). Wer sich
für das technologisch-fachliche und vor al-
lem das berufsbildende Schulwesen ent-
scheidet, geht das Risiko ein, sein ganzes
Leben lang in einer sozial untergeordneten
Position gefangen zu bleiben. So hat der So-
ziologe Stéphane Beaud gezeigt, dass die
Betriebspraktika bei Schülern, die ein be-
rufsorientiertes Abitur anstreben, einen
unerwarteten Effekt haben: Die Schüler wer-
den sich bei diesem Kontakt mit dem Ar-
beitsmarkt bewusst, dass ihre Aufstiegs-
möglichkeiten sehr beschränkt sein werden,
was für sie um so mehr ein Anreiz ist, um
jeden Preis ein höheres Ausbildungsni-
veau anzustreben(11).

Seit Ende der siebziger Jahre sind daher die
technisch-fachlichen und beruflichen Bil-
dungsgänge trotz ihrer zahlenmäßigen Zu-
nahme zu schulischen Bildungswegen „zwei-
ter Klasse“ geworden (Troger, 1996). Die Fa-
milien versuchen systematisch, diese Bil-
dungsgänge, die für ihre Kinder meist eine
untergeordnete berufliche Stellung bedeu-
ten, zu vermeiden, und lehnen die Orien-
tierungsempfehlungen in dieser Richtung,
und hier insbesondere die beruflichen Bil-
dungsgänge, mehrheitlich ab. Die Jugendli-
chen stürzen sich in einen Wettlauf um
Bildungsabschlüsse, der sich offensichtlich
selbst nährt: Je mehr Inhaber von Abschlüssen
es gibt, desto mehr Interesse hat der Ein-
zelne daran, einen höheren Abschluss an-
zustreben. 

Von daher finden sich im berufsbilden-
den Schulwesen nur noch Schüler, die ih-

re Pflichtschulzeit im collège mit ungenü-
genden Leistungen abgeschlossen haben,
und die technologisch-fachlichen Bildungs-
gänge werden von solchen Schülern gewählt,
deren Leistungen am Ende des 10. Schul-
jahres nicht ausreichen, um ihren Bildungs-
weg in den geistes-, natur- und wirtschafts-
wissenschaftlichen Zügen des allgemein bil-
denden Sekundarbereichs fortzusetzen. Die-
se Entwicklung veranlasste Pierre Bourdieu
dazu, diese Gruppe als «die intern Ausge-
grenzten»(12) zu bezeichnen. Seltene Aus-
nahmen bilden nur solche Ausbildungsgänge,
die auf nach wie vor hoch eingeschätzte Be-
rufe wie das Hotel- und Gastgewerbe oder
angewandte Kunst im Industriebereich (In-
dustriedesign) vorbereiten. Während all die-
se Bildungswege in den fünfziger Jahren in
der Regel von den guten und durchschnitt-
lichen Schülern aus der einfachen Bevölke-
rung bewusst gewählt wurden, erfolgt heu-
te die Selektion durch das Scheitern im all-
gemein bildenden Schulwesen. Im techno-
logisch-fachlichen Schulwesen ist der De-
klassierungsprozess nicht ganz so drama-
tisch. Die zum Höheren Technikerbrief mit
schulischer Ausbildung (Brevet de technici-
en supérieur, BTS) führenden Bildungsgän-
ge bieten immer noch bessere berufliche
Eingliederungsmöglichkeiten. Allerdings ha-
ben sich auch für die Inhaber solcher Ab-
schlüsse die Aussichten auf einen innerbe-
trieblichen Aufstieg verschlechtert(13).

Nun läuft aber diese Entwicklung der Ein-
stellungschancen einer anderen Entwicklung
zuwider, nämlich der Entwicklung der auf
dem Arbeitsmarkt geforderten Kompeten-
zen. Dies ist der letzte Punkt, den ich hier
ansprechen möchte. 

So wird das System zur Produktion von Gü-
tern und Dienstleistungen seit Anfang der
achtziger Jahre zunehmend durch die Nach-
frage nach Qualität bestimmt. Es sind immer
weniger die materiellen Zwänge der Pro-
duktion, die die Arbeitsorganisation prägen,
sondern in wachsendem Maße die Ansprüche
der Kunden. In den Unternehmen haben die
Anforderungen der Vertriebs- und Marke-
tingabteilungen Vorrang vor denen der Pro-
duktion, während es sich vor dreißig Jahren
umgekehrt verhielt. Ebenso ist im Bereich
der öffentlichen Dienstleistungen, der in
Frankreich gut ausgebaut ist, immer selte-
ner von Nutzern, sondern zunehmend von
Kunden die Rede. Diese Entwicklung be-
deutet für Arbeiter, Angestellte und mittlere
Führungskräfte, dass sie neben ihren fach-
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(10) 1971 wurden die Unternehmen
gesetzlich zur Finanzierung der Wei-
terbildung ihrer Mitarbeiter ver-
pflichtet. Untersuchungen ergaben
jedoch, dass vor allem Führungs-
kräfte von solchen Weiterbildungs-
maßnahmen profitierten. 

(11) „Le rêve de retrouver la voie 'nor-
male', les bacs pro à l'université“, in
Moreau, 2002.

(12) Bourdieu P. und Champagne P.,
in „La misère du monde“ (dt. „Das
Elend der Welt“) 

(13) Zu diesem Thema siehe auch
P.Bouffartigue „La socialisation pro-
fessionnelle des jeunes BTS-DUT?
Entre diplômes et statuts des iden-
tités incertaines“, in Formation-Em-
ploi No 45 (janvier-mars 1994).



lichen Qualifikationen auch über weitere,
neue Kompetenzen verfügen müssen. Sie
sollen, vereinfacht ausgedrückt, besser kom-
munizieren und sich rascher an neue Situa-
tionen anpassen können, Grundkenntnisse
im Umgang mit Computern besitzen, in der
Lage sein, einen Teil der Kundenkontakte
abzuwickeln, usw.... 

Aufgrund dessen musste in den technisch-
fachlichen und beruflichen Bildungsgängen
eine kleine innere Revolution stattfinden.
Sie mussten ihre pädagogischen Konzepte
an diese neuen Anforderungen anpassen,
während sich gleichzeitig das Leistungsver-
mögen ihrer Schüler eher verschlechterte.
Diese Entwicklung wurde vor allem in zwei
Bereichen sichtbar. 

Dies war zum einen die Entwicklung der al-
ternierenden Ausbildungsgänge (Agulhon,
2001). Alle Schüler im berufsbildenden Schul-
wesen und ein Teil der Schüler im technisch-
fachlichen Schulwesen absolvieren während
ihrer Ausbildung Betriebspraktika, die Vor-
aussetzung für die Zuerkennung des Ab-
schlusses sind. Das gilt insbesondere für ei-
nen 1985 eingeführten Abschluss, das be-
rufsorientierte Abitur. Dadurch hat sich die
Kluft zwischen den Ausbildungsgängen des
technisch-fachlichen und berufsbildenden
Schulwesens und den Lehrlingsausbil-
dungsgängen verringert, denn auch die Lehr-
linge erhalten nun neben ihrer Arbeit im Be-
trieb eine theoretische Ausbildung. Übrigens
wird mittlerweile immer ernsthafter erwo-
gen, beide Arten von Ausbildungsgängen in
den gleichen Einrichtungen anzubieten, die
als „lycées des métiers“  bezeichnet werden
könnten. 

Zum anderen wurde ein Reflexionsprozess
über die Ausbildungsinhalte eingeleitet, der
die neuen Anforderungen der Unternehmen
berücksichtigte. Gemeinsam mit Arbeitge-
ber- und Gewerkschaftsvertretern wurden
„Arbeitsplatzprofile“ erarbeitet, um alle Kom-
petenzen zu definieren, die in jedem Beruf
von den Unternehmen verlangt werden
(Eckert und Veneau, 2001). Diese „Arbeits-
platzprofile“ werden anschließend in „Aus-
bildungsprofile“ umgesetzt, die als Grund-
lage für das didaktische Vorgehen der Leh-
rer dienen. Wegen ihrer übertriebenen Aus-
führlichkeit, die ihre genaue Anwendung
bisweilen unmöglich macht, werden diese
Ausbildungsprofile häufig kritisiert. Gleich-
wohl ermöglichte dieses Verfahren unbe-
streitbar eine didaktische Erneuerung der

technisch-fachlichen und beruflichen Bil-
dungsgänge und bietet bis zu einem ge-
wissen Grad ein Mittel, um die Diskrepanz
zwischen dem Ausgangsniveau der Schüler
und dem Kompetenzniveau, das sie errei-
chen sollen, zu verringern. 

Abschließend dürfte die Hypothese zulässig
sein, dass die technisch-fachlichen und
beruflichen Bildungsgänge heute zum „Si-
cherheitsventil“ des französischen Bil-
dungssystems geworden sind. Sie nehmen
die Hälfte der Jugendlichen auf, die im collè-
ge unique mehr oder minder gescheitert
sind, und die Lehrer in diesen Bildungs-
gängen legen Einfallsreichtum, Entschlos-
senheit und Geduld an den Tag, wenn es
darum geht, ihren Schülern eine Ausbildung
und ergänzende Bildungsinhalte zu vermit-
teln, die ihnen die Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt so weit wie möglich erleichtern,
und ihnen gleichzeitig den Erwerb eines Ab-
schlusses zu ermöglichen. Damit erweisen
sie den Unternehmen einen Dienst, weil die-
se größtenteils von den Ausbildungsko-
sten entlastet werden. 

In den vergangenen Jahren wurde dieses Sys-
tem wegen seiner Kosten kritisiert und auch
deswegen, weil es nur relativ langsam auf
die neuen Anforderungen des Arbeitsmark-
tes reagiert. Diese Kritik hat mittlerweile
nachgelassen. Zum einen, weil die technisch-
fachlichen und beruflichen Bildungsgänge,
wie wir gesehen haben, ihre Ausbildungs-
methoden weiterentwickelt haben. Zum an-
deren, weil das Modell der Lehre, das sich
in einigen Sektoren in Konkurrenz zu den
schulischen Ausbildungswegen in bedeu-
tendem Umfang entwickelt hat, gleich-
wohl an gewisse Grenzen stößt: Die mei-
sten französischen Unternehmen und Ver-
waltungen haben anders als in Deutschland
keine echte Ausbildungskultur entwickelt.
Die Betreuung von Lehrlingen erweist sich
daher oft als schwierig wie übrigens auch
die von Praktikanten aus dem berufsbil-
denden Schulwesen. Von daher scheinen
wir gegenwärtig auf eine Art Kompromiss
zuzusteuern: Die berufliche Erstausbildung
wird wohl noch lange Zeit in der Schule ver-
mittelt werden, aber ihre Ausbildungsme-
thoden nähern sich tendenziell denen der
Lehre an, ohne dass jedoch so große An-
forderungen an die Unternehmen gestellt
würden, wie es bei der traditionellen Lehre
der Fall ist. 
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